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Ein Phänomen, welches sich zunehmend auf den gesellschaftlichen Dialog aus-
wirkt und damit potenziell von Bedeutung sein könnte, ist das der Verschwö-
rungstheorien. Diese sind nicht bloß in extremistischen Spektren verbreitet, auch 
in den übrigen Teilen der Bevölkerung finden sie Anklang. Zu überlegen ist, 
ob den staatlichen Institutionen, deren Delegitimation ein Ziel von Verschwö-
rungstheorien ist, bei der Eindämmung der Gefahren eine besondere Bedeutung 
zukommt. Im Beitrag werden zunächst Hintergründe und Erscheinungsformen 
erläutert, bevor daraus Handlungsempfehlungen abgeleitet werden. 
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Ausschüsse beraten und bereiten grundsätzlich Entscheidungen des Rates vor. 
In der Praxis wird darüber hinaus umfangreich von der Möglichkeit Gebrauch 
gemacht, den Ausschüssen nach § 41 Abs. 2 GO Entscheidungsbefugnisse zu 
übertragen. Die Ausschüsse mit Entscheidungsbefugnis entscheiden in diesen 
übertragenen Angelegenheiten anstelle des Rates und dienen insoweit ganz 
wesentlich der Entlastung des Rates. 
Bei diesen Aufgaben können verschiedene Arten von Mitgliedern mit unter-
schiedlichen Rechten mitwirken. Insbesondere ist die Mitgliedschaft nicht auf 
Ratsmitglieder beschränkt. Der Beitrag erläutert zunächst kurz die Bildung der 
Ausschüsse. Im Anschluss daran werden die Arten der Mitglieder, deren Wahl 
und ihre Rechte und Pflichten dargestellt. Außerdem wird erläutert, wie die 
Mitgliedschaft in einem Ausschuss beendet werden kann.
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Mit dem Inkrafttreten des Niedersächsischen Polizei- und Ordnungsbehör-
dengesetzes (NPOG) im Mai 2019 hat der niedersächsische Gesetzgeber nicht 
unerhebliche Befugniserweiterungen im Bereich der Abwehr von Gefahren 
eingeführt. In diesem Rahmen wurde auch die zentrale Begriffsbestimmungs-
norm novelliert.
Der Gesetzgeber unterscheidet einen deutlich größeren Fundus an unter-
schiedlichen Gefahrentypen im § 2 NPOG im Vergleich zum Vorgängergesetz, 
dem Niedersächsischen Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
(Nds. SOG). Im Beitrag soll eine Gegenüberstellung sowie Unterscheidung 
zwischen der erheblichen Gefahr nach § 2 Nr. 3 NPOG zur dringenden Gefahr 
nach § 2 Nr. 4 NPOG erfolgen.
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Neuere Steuerungsmodelle in der öffentlichen Verwaltung richten den Blick 
meist auf Verfahren und Methoden zur effektiven und auch effizienten Erledi-
gung von Aufgaben. Das ist richtig und sinnvoll, richtet aber den Blick auf die 

reine Innenperspektive der Verwaltung. Der Blickwinkel vernachlässigt jedoch 
den Aspekt der Einwohnerinnen und Einwohner sowie anderer Akteure. Die-
sen Schwachpunkt konnten Ansätze aus der Bürgerkommune kompensieren, 
allerdings wurden bei diesem Konzept zum Teil z.B. Vereine, Interessengrup-
pen, Verbände, Kindergärten, Schulen, Ärzte, Unternehmen usw. nicht ausrei-
chend berücksichtigt. Hier kann eine integrierte Standortentwicklung ansetzen, 
die als Local Governance einen ganzheitlicheren, also systemischen Zugang 
wählt, in dem alle im Gemeinwesen agierenden Akteure (Stakeholder) partizi-
patorisch eingebunden werden. Warum dies sinnvoll ist, welche Vorteile sowohl 
die Verwaltung als auch die Politik und die Akteure vor Ort davon haben, soll in 
dieser Darstellung am Beispiel der Verbandsgemeinde (VG) Höhr-Grenzhau-
sen (Rheinland-Pfalz) dargestellt werden.
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sicht gegen Bauplanungs- und Naturschutzrecht verstößt und bei deren Erlass 
Bestechung eine Rolle spielte. Außerdem ist ein Schadensersatzanspruch der 
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Bei diesem Übungsfall aus dem Baurecht und Straßen(verkehrs)recht geht es 
insbesondere um die Frage, ob ein Hofladen bauplanungsrechtlich zulässig ist. 
Außerdem ist zu prüfen, ob ein Viehtrieb straßenrechtlich und straßenverkehrs-
rechtlich zulässig ist. Hierbei ist zwischen Gemeingebrauch und Sondernut-
zung zu differenzieren.
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